
Anhang 1
Bestimmungen des EG-Vertrags (Vertrag von Nizza) mit
besonderer für die Gesundheitspolitik

Grundsätze

Artikel 5
Die Gemeinschaft wird innerhalb der Grenzen der ihr in diesem Vertrag
zugewiesenen Befugnisse und gesetzten Ziele tätig.

In den Bereichen, die nicht in ihre ausschließliche Zuständigkeit fallen, wird 
die Gemeinschaft nach dem Subsidiaritätsprinzip nur tätig, sofern und soweit 
die Ziele der in Betracht gezogenen Maßnahmen auf Ebene der Mitglied-
staaten nicht ausreichend erreicht werden können und daher wegen ihres 
Umfangs oder ihrer Wirkungen besser auf Gemeinschaftsebene erreicht 
werden können.

Die Maßnahmen der Gemeinschaft gehen nicht über das für die Erreichung 
der Ziele dieses Vertrags erforderliche Maß hinaus.

Dienstleistungen

Artikel 49
Die Beschränkungen des freien Dienstleistungsverkehrs innerhalb der Ge-
meinschaft für Angehörige der Mitgliedstaaten, die in einem anderen Staat 
der Gemeinschaft als demjenigen des Leistungsempfängers ansässig sind, 
sind nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen verboten.

Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission 
beschließen, ass dieses Kapitel auch auf Erbringer von Dienstleistungen 
Anwendung findet, welche die Staatsangehörigkeit eines dritten Landes 
besitzen und innerhalb der Gemeinschaft ansässig sind.

Wettbewerbsregeln

Artikel 81
(1) Mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar und verboten sind alle Verein-
barungen zwischen Unternehmen, Beschlüsse von Unternehmensvereini-
gungen und aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen, welche den Handel 
zwischen Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen geeignet sind und eine Verhin-
derung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs innerhalb des 
Gemeinsamen Marktes bezwecken oder bewirken, insbesondere

a) die unmittelbare oder mittelbare Festsetzung der An- oder Verkaufspreise 
oder sonstiger Geschäftsbedingungen;



b) die Einschränkung oder Kontrolle der Erzeugung, des Absatzes, der tech-
nischen Entwicklung oder der Investitionen;

c) die Aufteilung der Märkte oder Versorgungsquellen;

c) die Anwendung unterschiedlicher Bedingungen bei gleichwertigen 
Leistungen gegenüber Handelspartnern, wodurch diese im Wettbewerb 
benachteiligt werden;

e) die an den Abschluss von Verträgen geknüpfte Bedingung, dass die Ver-
tragspartner zusätzliche Leistungen annehmen, die weder sachlich noch nach 
Handelsbrauch in Beziehung zum Vertragsgegenstand stehen.

(…)

Artikel 82
Mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar und verboten ist die missbräuch-
liche Ausnutzung einer beherrschenden Stellung auf dem Gemeinsamen 
Markt oder auf einem wesentlichen Teil desselben durch ein oder mehrere 
Unternehmen, soweit dies dazu führen kann, den Handel zwischen Mitglied-
staaten zu beeinträchtigen.

Dieser Missbrauch kann insbesondere in Folgendem bestehen:

a) der unmittelbaren oder mittelbaren Erzwingung von unangemessenen 
Einkaufs- oder Verkaufspreisen oder sonstigen Geschäftsbedingungen;

b) der Einschränkung der Erzeugung, des Absatzes oder der technischen 
Entwicklung zum Schaden der Verbraucher;

c) der Anwendung unterschiedlicher Bedingungen bei gleichwertigen 
Leistungen gegenüber Handelspartnern, wodurch diese im Wettbewerb 
benachteiligt werden;

d) der an den Abschluss von Verträgen geknüpften Bedingung, dass die 
Vertragspartner zusätzliche Leistungen annehmen, die weder sachlich noch 
nach Handelsbrauch in Beziehung zum Vertragsgegenstand stehen.

Artikel 86
(1) Die Mitgliedstaaten werden in Bezug auf öffentliche Unternehmen und 
auf Unternehmen, denen sie besondere oder ausschließliche Rechte gewäh-
ren, keine diesem Vertrag und insbesondere dessen Artikeln 12 und 81 bis 
89 widersprechende Maßnahmen treffen oder beibehalten.

(2) Für Unternehmen, die mit Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaft-
lichem Interesse betraut sind oder den Charakter eines Finanzmonopols 
haben, gelten die Vorschriften dieses Vertrags, insbesondere die Wettbe-
werbsregeln, soweit die Anwendung dieser Vorschriften nicht die Erfüllung 
der ihnen übertragenen besonderen Aufgabe rechtlich oder tatsächlich ver-



hindert. Die Entwicklung des Handelsverkehrs darf nicht in einem Ausmaß 
beeinträchtigt werden, das dem Interesse der Gemeinschaft zuwiderläuft.

(3) Die Kommission achtet auf die Anwendung dieses Artikels und richtet 
erforderlichenfalls geeignete Richtlinien oder Entscheidungen an die Mitglied-
staaten.

Staatliche Beihilfen

Artikel 87
(1) Soweit in diesem Vertrag nicht etwas anderes bestimmt ist, sind staatli-
che oder aus staatlichen Mitteln gewährte Beihilfen gleich welcher Art, die 
durch die Begünstigung bestimmter Unternehmen oder Produktionszweige 
den Wettbewerb verfälschen oder zu verfälschen drohen, mit dem Gemein-
samen Markt unvereinbar, soweit sie den Handel zwischen Mitgliedstaaten 
beeinträchtigen.

(…)

Sozialvorschriften

Artikel 137
(1) Zur Verwirklichung der Ziele des Artikels 136 unterstützt und ergänzt die 
Gemeinschaft die Tätigkeit der Mitgliedstaaten auf folgenden Gebieten:
a) Verbesserung insbesondere der Arbeitsumwelt zum Schutz der Gesundheit 
und der Sicherheit der Arbeitnehmer,

(…)

(2) Zu diesem Zweck kann der Rat:

a) unter Ausschluss jeglicher Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften der Mitgliedstaaten Maßnahmen annehmen, die dazu bestimmt 
sind, die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten durch Initiativen zu 
fördern, die die Verbesserung des Wissensstandes, die Entwicklung des 
Austausches von Informationen und bewährten Verfahren, die Förderung 
innovativer Ansätze und die Bewertung von Erfahrungen zum Ziel haben;
b) in den in Absatz 1 Buchstaben a) bis i) genannten Bereichen unter Be-
rücksichtigung der in den einzelnen Mitgliedstaaten bestehenden Bedin-
gungen und technischen Regelungen durch Richtlinien Mindestvorschriften 
erlassen, die schrittweise anzuwenden sind. Diese Richtlinien sollen keine 
verwaltungsmäßigen, finanziellen oder rechtlichen Auflagen vorschreiben, die 
der Gründung und Entwicklung von kleinen und mittleren Unternehmen ent-
gegenstehen.

(…)

(4) Die aufgrund dieses Artikels erlassenen Bestimmungen
- berühren nicht die anerkannte Befugnis der Mitgliedstaaten, die Grundprin-
zipien ihres Systems der sozialen Sicherheit festzulegen, und dürfen das 



finanzielle Gleichgewicht dieser Systeme nicht erheblich beeinträchtigen;

- hindern die Mitgliedstaaten nicht daran, strengere Schutzmaßnahmen bei-
zubehalten oder zu treffen, die mit diesem Vertrag vereinbar sind.

(…)

Gesundheitswesen

Artikel 152
(1) Bei der Festlegung und Durchführung aller Gemeinschaftspolitiken und 
-maßnahmen wird ein hohes Gesundheitsschutzniveau sichergestellt.
Die Tätigkeit der Gemeinschaft ergänzt die Politik der Mitgliedstaaten und ist 
auf die Verbesserung der Gesundheit der Bevölkerung, die Verhütung von 
Humankrankheiten und die Beseitigung von Ursachen für die Gefährdung der 
menschlichen Gesundheit gerichtet. Sie umfasst die Bekämpfung der weit 
verbreiteten schweren Krankheiten; dabei werden die Erforschung der Ursa-
chen, der Übertragung und der Verhütung dieser Krankheiten sowie die Ge-
sundheitsinformation und -erziehung gefördert.
Die Gemeinschaft ergänzt die Maßnahmen der Mitgliedstaaten zur Verringe-
rung drogenkonsumbedingter Gesundheitsschäden einschließlich der Infor-
mations- und Vorbeugungsmaßnahmen.

(2) Die Gemeinschaft fördert die Zusammenarbeit zwischen den Mitglied-
staaten in den in diesem Artikel genannten Bereichen und unterstützt erfor-
derlichenfalls deren Tätigkeit.
Die Mitgliedstaaten koordinieren untereinander im Benehmen mit der Kom-
mission ihre Politiken und Programme in den in Absatz 1 genannten Be-
reichen. Die Kommission kann in enger Verbindung mit den Mitgliedstaaten 
alle Initiativen ergreifen, die dieser Koordinierung förderlich sind.

(3) Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten fördern die Zusammenarbeit 
mit dritten Ländern und den für das Gesundheitswesen zuständigen interna-
tionalen Organisationen.

(4) Der Rat trägt gemäß dem Verfahren des Artikels 251 und nach Anhörung 
des Wirtschafts- und Sozialausschusses sowie des Ausschusses der Regionen 
mit folgenden Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele dieses Artikels bei:

a) Maßnahmen zur Festlegung hoher Qualitäts- und Sicherheitsstandards für 
Organe und Substanzen menschlichen Ursprungs sowie für Blut und Blutderi-
vate; diese Maßnahmen hindern die Mitgliedstaaten nicht daran, strengere 
Schutzmaßnahmen beizubehalten oder einzuführen;

b) abweichend von Artikel 37 Maßnahmen in den Bereichen Veterinärwesen 
und Pflanzenschutz, die unmittelbar den Schutz der Gesundheit der Bevölke-
rung zum Ziel haben;

c) Fördermaßnahmen, die den Schutz und die Verbesserung der mensch-
lichen Gesundheit zum Ziel haben, unter Ausschluss jeglicher Harmonisie-



rung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten.
Der Rat kann ferner mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission 
für die in diesem Artikel genannten Zwecke Empfehlungen erlassen.

(5) Bei der Tätigkeit der Gemeinschaft im Bereich der Gesundheit der Bevöl-
kerung wird die Verantwortung der Mitgliedstaaten für die Organisation des 
Gesundheitswesens und die medizinische Versorgung in vollem Umfang 
gewahrt. Insbesondere lassen die Maßnahmen nach Absatz 4 Buchstabe a) 
die einzelstaatlichen Regelungen über die Spende oder die medizinische 
Verwendung von Organen und Blut unberührt.

Verbraucherschutz

Artikel 153
(1) Zur Förderung der Interessen der Verbraucher und zur Gewährleistung 
eines hohen Verbraucherschutzniveaus leistet die Gemeinschaft einen Bei-
trag zum Schutz der Gesundheit, der Sicherheit und der wirtschaftlichen 
Interessen der Verbraucher sowie zur Förderung ihres Rechtes auf Informati-
on, Erziehung und Bildung von Vereinigungen zur Wahrung ihrer Interessen.

(2) Den Erfordernissen des Verbraucherschutzes wird bei der Festlegung und 
Durchführung der anderen Gemeinschaftspolitiken und -maßnahmen Rech-
nung getragen.

(3) Die Gemeinschaft leistet einen Beitrag zur Erreichung der in Absatz 1 
genannten Ziele durch

a) Maßnahmen, die sie im Rahmen der Verwirklichung des Binnenmarkts 
nach Artikel 95 erlässt;

b) Maßnahmen zur Unterstützung, Ergänzung und Überwachung der Politik 
der Mitgliedstaaten.

(4) Der Rat beschließt gemäß dem Verfahren des Artikels 251 und nach 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses die Maßnahmen nach 
Absatz 3 Buchstabe b).

(5) Die nach Absatz 4 beschlossenen Maßnahmen hindern die einzelnen 
Mitgliedstaaten nicht daran, strengere Schutzmaßnahmen beizubehalten 
oder zu ergreifen. Diese Maßnahmen müssen mit diesem Vertrag vereinbar 
sein. Sie werden der Kommission mitgeteilt.
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